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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 16. Dezember 2003 Teil I 

118. Bundesgesetz: Fair Value-Bewertungsgesetz � FVBG 
(NR: GP XXII RV 176 AB 271 S. 38. BR: AB 6902 S. 703.) 

 

118. Bundesgesetz, mit dem das Handelsgesetzbuch zur Umsetzung der Fair Value-
Richtlinie geändert wird (Fair Value-Bewertungsgesetz � FVBG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
Änderungen des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch, RGBl. S 219/1897, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 262/1996, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 237 wird folgender § 237a samt Überschrift eingefügt: 
�Anhangangaben zu Finanzinstrumenten 

§ 237a. (1) Im Anhang sind weiters anzugeben: 
 1. für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente: 
 a) Art und Umfang der Finanzinstrumente, 
 b) der beizulegende Zeitwert der betreffenden Finanzinstrumente, soweit sich dieser gemäß 

Abs. 3 verlässlich ermitteln lässt, unter Angabe der angewandten Bewertungsmethode sowie 
eines gegebenenfalls vorhandenen Buchwertes und des Bilanzpostens, in welchem der Buch-
wert erfasst ist; 

 2. für zum Finanzanlagevermögen gehörende Finanzinstrumente, die über ihrem beizulegenden 
Zeitwert ausgewiesen werden, wenn eine außerplanmäßige Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 
zweiter Satz unterblieben ist: 

 a) der Buchwert und der beizulegende Zeitwert der einzelnen Vermögensgegenstände oder an-
gemessener Gruppierungen sowie 

 b) die Gründe für das Unterlassen einer Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 und jene Anhalts-
punkte, die darauf hindeuten, dass die Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer ist. 

(2) Als derivative Finanzinstrumente gelten auch Verträge über den Erwerb oder die Veräußerung 
von Waren, bei denen jede der Vertragsparteien zur Abgeltung in bar oder durch ein anderes Finanzins-
trument berechtigt ist, es sei denn, der Vertrag wurde geschlossen, um einen für den Erwerb, die Veräuße-
rung oder den eigenen Gebrauch erwarteten Bedarf abzusichern, sofern diese Zweckwidmung von An-
fang an bestand und nach wie vor besteht und der Vertrag mit der Lieferung der Ware als erfüllt gilt. 

(3) Der beizulegende Zeitwert entspricht dem Marktwert, sofern ein solcher feststellbar ist. Hat ein 
Finanzinstrument keinen Marktwert, so ist der beizulegende Zeitwert, sofern dies möglich ist, aus den 
Marktwerten der einzelnen Bestandteile des Finanzinstruments oder aus dem Marktwert eines gleicharti-
gen Finanzinstruments abzuleiten, anderenfalls mit Hilfe allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und 
-methoden zu bestimmen, sofern diese eine angemessene Annäherung an den Marktwert gewährleisten. 
Bei der Anwendung allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden sind die zentralen An-
nahmen anzugeben, die jeweils der Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes zugrunde gelegt wurden.� 

2. § 242 Abs. 2 lautet: 
�(2) Kleine Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 221 Abs. 1) brauchen in ihrem Anhang nur 

die Angaben gemäß § 222 Abs. 2, § 223 Abs. 1 bis 3 sowie Abs. 5, § 225 Abs. 1, § 226 Abs. 1, § 230 
Abs. 2, § 236, § 237 Z 2 bis 4, 10 und 12, § 237a Abs. 1 Z 2, § 238 Z 2, § 239 Abs. 1 Z 1 und 2 und 
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Abs. 2 sowie § 241 Abs. 2 letzter Satz aufzunehmen; die Angaben gemäß § 237 Z 1 sind zusammenge-
fasst für alle betroffenen Posten zu machen. Auf schriftliches Verlangen einer Minderheit, deren Anteile 
den zehnten Teil des Nennkapitals oder den anteiligen Betrag von 1 400 000 Euro erreichen, ist ein voll-
ständiger Anhang zu erstellen. Dieses Verlangen muss vor Ablauf des Geschäftsjahrs bei der Gesellschaft 
einlangen.� 

3. In § 243 Abs. 2 wird nach der Z 4 ein Strichpunkt gesetzt und folgende Z 5 angefügt: 
 �5. die Verwendung von Finanzinstrumenten, sofern dies für die Beurteilung der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage von Bedeutung ist; diesfalls sind anzugeben 
 a) die Risikomanagementziele und -methoden, einschließlich der Methoden zur Absicherung 

aller wichtigen Arten geplanter Transaktionen, die im Rahmen der Bilanzierung von Siche-
rungsgeschäften angewandt werden, und 

 b) bestehende Preisänderungs-, Ausfall-, Liquiditäts- und Cashflow-Risiken.� 

4. In § 266 wird nach der Z 8 ein Strichpunkt gesetzt, folgende Z 9 und 10 werden angefügt: 
 �9. für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente, wobei § 237a Abs. 2 anzuwenden ist: 
 a) Art und Umfang der Finanzinstrumente, 
 b) der beizulegende Zeitwert der betreffenden Finanzinstrumente, soweit sich dieser gemäß 

§ 237a Abs. 3 verlässlich ermitteln lässt, unter Angabe der angewandten Bewertungsmethode 
sowie eines gegebenenfalls vorhandenen Buchwertes und des Bilanzpostens, in welchem der 
Buchwert erfasst ist; 

 10. für zum Finanzanlagevermögen gehörende Finanzinstrumente, die gemäß § 237a Abs. 1 Z 2 über 
ihrem beizulegenden Zeitwert ausgewiesen werden, wenn eine außerplanmäßige Abschreibung 
gemäß § 204 Abs. 2 zweiter Satz unterblieben ist, wobei § 237a Abs. 2 und 3 entsprechend an-
zuwenden sind: 

 a) Buchwert und beizulegender Zeitwert der einzelnen Vermögensgegenstände oder angemesse-
ner Gruppierungen, 

 b) die Gründe für das Unterlassen einer Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 und jene Anhalts-
punkte, die darauf hindeuten, dass die Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer ist.� 

5. In § 267 Abs. 2 wird nach der Z 3 ein Strichpunkt gesetzt und folgende Z 4 angefügt: 
 �4.  die Verwendung von Finanzinstrumenten, sofern dies für die Beurteilung der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage von Bedeutung ist; diesfalls sind anzugeben 
 a) die Risikomanagementziele und -methoden, einschließlich der Methoden zur Absicherung 

aller wichtigen Arten geplanter Transaktionen, die im Rahmen der Bilanzierung von Siche-
rungsgeschäften angewandt werden, und 

 b) bestehende Preisänderungs-, Ausfall-, Liquiditäts- und Cashflow-Risiken.� 

6. Dem § 906 wird folgender Abs. 10 angefügt: 
�(10) Die §§ 237a, 242 Abs. 2, 243 Abs. 2 Z 5, 266 Z 9 und 10, 267 Abs. 2 Z 4 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2003 treten am 1. Jänner 2004 in Kraft und sind auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2003 beginnen.� 

Artikel II 
Hinweis auf Umsetzung 

§ 1. Durch dieses Bundesgesetz werden Art. 1 und 2 der Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. September 2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 
83/349/EWG und 86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsolidierten 
Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken und anderen Finanzinstituten 
zulässigen Wertansätze (�Fair Value-Richtlinie�) umgesetzt. 

Klestil  

Schüssel 
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